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In den vergangenen zwei Jahren sah sich die Welt mit einer Reihe von miteinander verknüpften
Krisen konfrontiert. An erster Stelle steht eine weltweite Gesundheitskrise. Covid-19 hat die
Regierungen und Gesundheitssysteme überrascht, obwohl EpidemiologInnen und die WHO vor einer
wahrscheinlichen zweiten SARS-Epidemie gewarnt und die Gewerkschaften des
Gesundheitspersonals darauf hingewiesen hatten, dass ihre Krankenhäuser und Kliniken für eine
solche nicht gerüstet sind. Covid-19 hat weltweit mehr als fünf Millionen Todesopfer gefordert,
wütet mit seinen Delta- und Omikron-Varianten immer noch – und bricht in Ländern wieder aus, die
überzeugt waren, die Krankheit unter Kontrolle zu haben und ihre Wirtschaft wieder in Gang zu
bringen.

Die Schlagzeilen der letzten beiden Jahre beherrschten aber auch die sich häufenden extremen
Wetterereignisse – Überschwemmungen, Waldbrände, Dürren -, die rund um den Globus wüten und
die Aussicht auf einen katastrophalen Klimawandel unbestreitbar machen. Im krassen Gegensatz zu
den Gefahren endete der Weltklimagipfel einmal mehr im – Nichts. Die wichtigsten Staaten
blockierten jede feste Verpflichtung zur Reduzierung von CO2-Emissionen. Wieder einmal wurden
die halbkolonialen Länder, vor allem in den bereits stark geschädigten Tropenzonen, um die
Milliarden betrogen, die sie zur Bekämpfung der Auswirkungen benötigen. Stattdessen wurden
ihnen weitere Kredite angeboten.

Im Jahr 2020 verursachte Covid den stärksten Einbruch der Weltwirtschaft seit den 1930er Jahren.
Auch wenn die globale Ökonomie schon davor im Niedergang war, so synchronisiert die Pandemie
die Rezession und diese prägt auch den Verlauf der wirtschaftlichen Entwicklung und die
Maßnahmen der Regierungen. Die Lockdowns zwangen die großen imperialistischen Staaten, mit
den neoliberalen Dogmen über die Staatsausgaben zu brechen. Die Zinssätze, die jahrelang bei null
lagen, um die zur Stagnation neigenden Volkswirtschaften anzukurbeln, erlaubten es den Staaten
nun, Billionen zu leihen und in den imperialistischen Kernländern die Auswirkungen der Krise auf
die Massen abzumildern. Die Unterbrechung der Versorgungsketten, der Weltmärkte und die
wiederholten Aussperrungen haben enorme Verluste verursacht, auch wenn deren volles Ausmaß
erst nach Beendigung der Pandemie deutlich werden wird. Auch wenn in einigen Ländern ein
kurzfristiger Konsumboom möglich sein mag, wenn sich die Wirtschaften etwas erholen, so wird
dieser eher einem Strohfeuer denn einer ernsten Erholung gleichkommen.

Ökonomische Auswirkungen

Mit Beginn der Pandemie stand ab Ende Februar 2020 die Wirtschaft still und internationale
Produktionsketten lagen brach. Viele bürgerliche Forschungsinstitute und Konjunkturprognosen
übten sich trotzdem in den letzten beiden Jahren in Sachen Optimismus. In Vorhersagen wurde 
festgehalten, dass die Erholung schnell erfolgen und munter weitergehen wird – schließlich sei die
Pandemie nur ein externer Faktor.

Die ganze Realität bildet das allerdings nicht ab. Nach dem Einbruch der weltweiten
Wirtschaftsleistung 2020 um 3,2 % folgte in diesem Jahr zwar eine Erholung. In seinem
vierteljährlichen Bericht ging der IWF im April 2021 noch von einer Steigerung der globalen
Wirtschaftsleistung von 6,4 % aus – und musste diese Prognose nur um 0,4 % nach unten
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korrigieren. Begründet wurden die optimistischen Prognosen mit dem Beginn der Impfungen, der
damit verbundenen Erwartung eines Endes der Pandemie sowie den Konjunkturpaketen.

So ist es auch kein Wunder, dass vor allem die imperialistischen Zentren Erholung verzeichnen,
während die Länder, die sich weder Impfstoff noch Konjunkturpakete leisten können, zurückbleiben.
Genauer betrachtet ist das Wachstum in den imperialistischen Zentren jedoch langsamer als erhofft
und begleitet von Inflation. Die Gründe dafür sind vielfältig: Der Stillstand der Handels- und
Produktionsketten hat einen länger anhaltenden Einfluss, wie man beispielsweise an der
Halbleiterproduktion betrachten kann. Hinzu kommen gestiegene Energie- und Rohstoffpreise. So
meldete das deutsche statistische Bundesamt, dass die Erzeugerpreise im September 2021 um 14,2
% im Vergleich zum Vorjahr nach oben gingen – die stärkste Steigerung seit der Ölkrise 1974. Die
Energiekosten sind laut Bundesamt zusätzlich um 20,4 % teurer geworden. Auch
Arbeitskräftemangel in bestimmten Sektoren sowie Inflation verlangsamen das Wachstum. Zentral
sind aber niedrige Investitionsraten, die zwar durch die massiven Konjunkturpakete angekurbelt
werden, aber vor allem im privaten Sektor gering ausfallen.

Ebenso darf bei der Betrachtung nicht vergessen werden, dass die Folgen der Finanzkrise 2007/08
noch längst nicht ausgelöffelt sind. Vielmehr hat sich die internationale Schuldenlast massiv erhöht
und auch die Niedrigzinspolitik lief die letzte Dekade munter weiter.

Letztlich erfordern kapitalistische Krisen eine Vernichtung überschüssigen Kapitals. In der
Rezession 2009 fand diese jedoch nicht annähernd in dem Maße statt, das notwendig gewesen wäre,
um einen neuen Aufschwung der Weltökonomie zu ermöglichen. Staatdessen war das letzte
Jahrzehnt weitgehend eines der Stagnation.

Die Politik des billigen Geldes in den imperialistischen Zentren verhinderte dabei nicht nur die
Vernichtung überschüssigen Kapitals, sondern führte auch zu einem massiven Anstieg der
öffentlichen wie privaten Schuldenlast; neue spekulative Blasen bildeten sich. Die
Coronamaßnahmen vieler imperialistischer Regierungen haben diese Lage noch einmal befeuert. So
wurden zwar befürchtete große Pleiten vorerst verhindert – gleichzeitig gilt ein bedeutender Teil der
Unternehmen mittlerweile als „Zombiefirmen“, also Betriebe, die selbst wenn sie Gewinn machen,
ihre Schulden nicht mehr decken können und eigentlich nur künstlich am Leben erhalten werden.

Hinzu kommen weitere Faktoren, die deutlich machen, dass in den kommenden Jahren mit keiner
Erholung der Weltwirtschaft, sondern allenfalls mit konjunkturellen Strohfeuern zu rechnen ist.
Erstens fällt China anders als nach 2008 als Motor der Weltwirtschaft aus. Zweitens verschärfen
zunehmende Blockbildung wie auch Fortdauer der Pandemie die wirtschaftliche Lage selbst und
können nicht nur als vorübergehende Faktoren betrachtet werden. Drittens reißt die aktuelle Lage
schon jetzt wichtige Halbkolonien in die Krise. Ländern wie Argentinien, der Türkei oder Südafrika
drohen Insolvenz und Zusammenbruch ihre Währungen. Indien und Pakistan befinden sich ebenfalls
ganz oben auf der Liste von Ländern, die IWF und Weltbank als extrem krisengefährdet betrachten.

Zusammengefasst heißt das: Die Folgen der Finanzkrise 2007/08 wurden noch abgefedert. Jetzt
erleben wir eine erneute Krise von größerem Ausmaß, die diesmal fast alle Länder gleichzeitig
erfasst. Doch der Spielraum der herrschenden Klasse ist dieses Mal geringer.

Auswirkungen auf das Weltgefüge

Somit ist klar, dass die Coronapandemie und ihre Folgen die Welt noch für einige Zeit in Schach
halten werden. Nicht nur, weil wir mit Mutationen rechnen müssen, gegen die die Impfstoffe
unwirksamer sind, sondern die Pandemie ist längst kein „externer“ Faktor mehr, sondern ihrerseits
eng mit den globalen wirtschaftlichen Entwicklungen und deren politischen Folgen verwoben. Ein



einfaches Zurück zur „Vor Corona“-Zeit ist somit nicht möglich.

Bereits vorher war die internationale Lage zwischen den imperialistischen Kräften angespannt. Der 
Handelskrieg zwischen USA und China bestimmt zwar nicht mehr die Schlagzeilen in den Zeitungen,
aber die aktuelle Krise verschärft die innerimperialistische Konkurrenz erneut auf allen Ebenen. Die
massive Überakkumulation an Kapital spitzt nicht nur die ökonomische Konkurrenz zu, sondern 
wird auch das Feuer der innerimperialistischen politischen Querelen weiter anfachen. Schließlich
will niemand die Kraft sein, auf deren Kosten die anderen ihr Kapital retten. Praktisch bedeutet das:
weitere harte Handels- und Wirtschaftskonflikte, zunehmende ökonomische Tendenz zur
Blockbildung und Kampf um die Kontrolle etablierter oder neuer halbkolonialer Wirtschaftsräume.
Die USA und China, aber auch Deutschland und die EU verfolgen dies mit zunehmender
Konsequenz.

Dies hat nicht nur ökonomische, sondern auch politische Folgen, darunter die zunehmende
Militarisierung sowie eine weitere Eskalation kriegerischer Auseinandersetzungen. Hinzu kommt,
dass die Pandemie den Trend zum Nationalprotektionismus verschärft hat und ein widersprüchliches
Moment in sich trägt. Wie wir an Lieferengpässen sehen, sind die Produktionsketten mittlerweile
extrem verschränkt. Ein einfaches Entflechten gemäß dem Ideal, „alles was man braucht“, im
eigenen Staat zu produzieren, ist schlichtweg nicht möglich. Dennoch kann es infolge von
vermehrten ökonomischen und politischen Konflikten zur Erhebung weiterer Zölle, wechselseitigen
Sanktionen etc. kommen. Auch wenn dies die Weltwirtschaft selbst in Mitleidenschaft ziehen wird,
so werden solche Konflikte zunehmen. Das Kräftemessen kann zugleich auch deutlich machen,
welche Länder das schwächste Glied in der imperialistischen Kette bilden, und seinerseits innere
Konflikte zuspitzen und ganze Staaten destabilisieren.

Die Aussichten sind also nicht besonders rosig. Schon das letzte Jahrzehnt war von einer Zunahme
autoritärer, rechtspopulistischer und bonapartistischer Tendenzen geprägt, die sich unter dem
gesellschaftlichen Ausnahmezustand der Pandemie verschärft haben. Um in kommenden
Auseinandersetzungen mögliche Proteste in Schach zu halten, ist damit zu rechnen, dass wir eine
Verstärkung von Rechtspopulismus, Autoritarismus, Bonapartismus erleben werden.

Angesichts diese krisenhaften Lage erheben sich zentrale Fragen: Wer wird zur Kasse gebeten, um
die Rettungs- und Konjunkturpakete zu finanzieren? Wer wird die Kosten der Krise zahlen? Welche
Klasse prägt die zukünftige Entwicklung?

Bedeutung für die ArbeiterInnenklasse

Die Antwort auf diese Frage ist eindeutig. Nicht die Herrschenden wollen den Kopf hinhalten und so
werden die bürgerlichen Regierungen natürlich versuchen, die Last vor allem auf die
ArbeiterInnenklasse, die Bauern-/Bäuerinnenschaft und die Mittelschichten abzuwälzen, wie dies im
Grunde schon während der Coronakrise der Fall war. Fast überall arbeiteten die jeweiligen
Gesundheitssysteme an ihren Grenzen und Gewalt, insbesondere gegen Frauen, hat
gesamtgesellschaftlich stark zugenommen. Allein die unmittelbaren Folgen des Stillstands wie
Massenentlassungen, Verelendung und massiver Zuwachs an Armut sind global schnell sichtbar
geworden. So erwartet der Internationale Währungsfonds, dass die Pandemie den Fortschritt in der
Bekämpfung der globalen Armut seit den 1990er Jahren annulliert sowie die Ungleichheit weiter
verstärkt.

Die größten Auswirkungen sind in Ländern mit niedrigen und mittleren Einkommen zu verzeichnen.
Dort beträgt deren Verlust mehr als 15 Prozent. Genau diese Länder haben zudem die schwächsten
Sozialsysteme. Hinzu kommt die steigende Inflation, die die Lebenshaltungskosten in Ländern wie
der Türkei oder dem Libanon und vielen anderen in die Höhe treibt. Das Festhalten der



imperialistischen Länder an den Patenten zugunsten der Profite sorgt dafür, dass die Lage sich nicht
in absehbarer Zeit verbessern wird.

Nicht allzu viel besser sieht die Situation in den imperialistischen Zentren aus. Auch hier gab es
zahlreiche Entlassungen. So hatten die USA 2020 ihr historisches Hoch. Die Konjunkturpakete oder
Hilfen wie das KurzarbeiterInnengeld in Deutschland federn zwar die Auswirkungen der Krise ab,
aber auch hier ist die Inflation deutlich in der Tasche zu spüren.

Was kommt?

Aufgrund des konjunkturellen Aufschwungs in den USA und in etlichen europäischen Staaten
werden die kurzfristigen Auswirkungen hier andere sein als für große Teile der Massen in den
Halbkolonien. Letztere werden von einer Dauerkrise der Wirtschaft, der Pandemie und auch
ökologischen Katastrophen geprägt sein. Das heißt, dass in den halbkolonialen Ländern der Kampf
für ein Sofortprogramm gegen die akute Krise und Pandemie eine zentrale Rolle spielen wird, das
die verschiedenen ökonomischen und sozialen Aspekte umfasst. Grundsätzlich können wir davon
ausgehen, dass der Klassenkampf in diesen Ländern aufgrund der zugespitzten sozialen und
politischen Lage eine weit explosivere Form annehmen wird.

Die Extraprofite des imperialistischen Kapitals in den Metropolen sowie der aktuelle konjunkturelle
Aufschwung in etlichen Ländern erlauben in diesen Staaten mehr Spielraum für gewerkschaftliche
und soziale Umverteilungskämpfe. Ebenso kann es sein, dass teilweise reformistische oder
linkspopulistische Kräfte an Aufwind gewinnen. Schließlich hat die Gesundheitskrise in den Augen
von Millionen verdeutlicht, dass massive Investitionen, Verstaatlichungen und Neueinstellungen in
diesem Bereich wie auch in anderen Sektoren nötig sind (Wohnung, Verkehr … ). Bürgerliche wie
reformistische Kräfte versuchen, dem verbal entgegenzukommen und die Spitze zu nehmen. So
beinhalten das Programm Bidens wie auch der Green Deal der EU Versprechen, die ökologischen
Probleme zu lösen und soziale Ungleichheit zu reduzieren. In der Realität werden sich diese
Reformversprechen als Quadratur des Kreises entpuppen.

In Wirklichkeit sind es Programme zur Erneuerung des Kapitals, nicht der Gesellschaft. Der
ArbeiterInnenklasse und den Unterdrückten wird nichts geschenkt, schon gar nicht in der Situation
zunehmenden Wettbewerbs. Während die wirtschaftliche Lage in den imperialistischen Ländern
jedoch kurzfristig einen gewissen Verteilungsspielraum eröffnen kann, der von der
ArbeiterInnenklasse genutzt werden muss, besteht dieser in den halbkolonialen Ländern praktisch
nicht. Dort können und werden sich selbst Kämpfe um soziale, ökonomische und demokratische
Verbesserungen viel rascher zum Kampf um die politische Macht zuspitzen, wie z. B. der Sudan
zeigt.

Auch wenn die Situation in imperialistischen Ländern und Halbkolonien bedeutende Unterschiede
birgt, so sind alle wichtigen Auseinandersetzungen unserer Zeit – der Kampf gegen die Pandemie,
die drohende ökologische Katastrophe,  die Folgen der Wirtschaftskrise und die zunehmende
Kriegsgefahr – Fragen des internationalen Klassenkampfes. Sie können auf nationaler Ebene
letztlich nicht gelöst werden.

Wo aber beginnen?

Zuerst ist es wichtig zu verstehen, dass die verschlechterte Situation der arbeitenden Klasse nicht
automatisch Proteste mit sich bringt. Diese gibt es zwar, ebenso wie Streiks und Aufstände, jedoch
sind sie erstmal nur Ausdruck der spontanen Unzufriedenheit der Massen. Zu glauben, dass aus
ihnen mehr erwachsen muss oder sie von alleine zu einer grundlegenden Lösung führen werden, ist
falsch, ein passiver Automatismus. Streiks befördern natürlich das Bewusstsein der



ArbeiterInnenklasse, dass sie sich kollektiv zusammenschließen muss, um höhere Löhne zu
erkämpfen. Nicht mehr und nicht weniger. Ihr spontanes Bewusstsein im ökonomischen Kampf ist
jedoch selbst noch eine Form bürgerlichen Bewusstseins, weil es auf dem Boden des
Lohnarbeitsverhältnisses steht. Es stellt insbesondere in Friedenszeiten nicht das kapitalistische
System in Frage, sondern fordert erstmal nur mehr Lohn ein. Ähnliches gilt für Proteste
beispielsweise aufgrund von Hunger. Beide – Streiks und spontane Proteste – tragen jedoch in sich
das Potenzial, zu mehr zu werden. Allerdings nur, wenn es geschafft werden kann, die Grundlage
der Misere aufzuzeigen, zu vermitteln, dass die Spontaneität der Proteste noch nicht automatisch
die Lösung bringt, sondern es einen organisierten Umsturz braucht, um dieses System erfolgreich zu
zerschlagen. Es ist Aufgabe von RevolutionärInnen, dieses Verständnis, dieses Bewusstsein in die
Klasse zu tragen und die dazu notwendigen Schritte zu vermitteln. Dies ist jedoch leichter
geschrieben als getan, denn ein Blick auf die aktuelle Lage zeigt, dass es viele Widerstände gibt, die
man zu überwinden wissen muss.

Kämpfe und Kontrolle

Das heißt, dass man in die existierenden Kämpfe intervenieren und diese zuspitzen muss.
Beispielsweise durch Forderungen, die weiter gehen als jene, die bereits aufgeworfen werden. Es
reicht nicht, nur kommende Angriffe abzuwehren, vielmehr müssen die Abwehrkämpfe mit dem Ziel
geführt werden, konkrete Verbesserungen zu erkämpfen, und dabei aufzeigen, was für eine andere
Welt möglich wäre. Denn der Illusion anzuhängen, dass es irgendwann genauso wie vor der
Pandemie werden kann, ist eine Illusion, wie die obige Diskussion der Weltlage aufzeigt. Zudem war
dieser Zustand eh nur für einen sehr geringen Teil der Weltbevölkerung annehmbar. Beispielsweise
kann das dafür notwendige Bewusstsein folgendermaßen vermittelt werden:

In Zeiten permanenter Preissteigerungen geraten selbst erfolgreiche Lohnkämpfe an ihre Grenzen.
Die Forderung nach höheren Löhnen muss daher mit der nach automatischer Anpassung an die
Preissteigerung verbunden werden. Da zur Zeit die Preise für die Konsumgüter der
ArbeiterInnenklasse (Mieten, Heizung, Lebensmittel) stärker steigen, als es die statistische
Inflationsrate zum Ausdruck bringt, sollte durch die Gewerkschaften und VerbraucherInnenkomitees
ein Index für die reale Steigerung der Lebenshaltungskosten erstellt und immer wieder aktualisiert
werden. An diesen sollten die Löhne und Gehälter angeglichen werden. Damit dies auch wirklich
passiert, sollten wir uns nicht auf den Staat (und schon gar nicht auf die Ehrlichkeit der
Unternehmen) verlassen, sondern müssen dazu betriebliche Kontrollkomitees – also Formen der
ArbeiterInnenkontrolle – etablieren.

So kann ein konkretes Problem – die Steigerung der Lebenshaltungskosten – für die gesamt Klasse
angegangen und mit dem Aufbau von Organen der ArbeiterInnenkontrolle, also der betrieblichen
Gegenmacht, verbunden werden.

Ähnliches lässt sich auch für andere Bereiche zeigen. Die Forderung nach massiven Investitionen in
den Gesundheitssektor stellt sich weltweit. Dies muss durch Besteuerung der Reichen passieren
unter Kontrolle der ArbeiterInnen selber. Hier bedarf es neben einer Erhöhung der Löhne auch
einer enormen Aufstockung des Personals, um Entlastung zu schaffen.

Hinzu kommt, dass die Arbeit im gesamten Care-Sektor oftmals geringer vergütet wird, da dieser
nicht im gleichen Maße Mehrwert produziert – und somit nicht auf gleicher Ebene rentabel ist. Das
ist nur einer der Gründe, warum es entscheidend ist, dass die Investitionen unter Kontrolle der
Beschäftigten stattfinden. Sie können aufgrund ihrer Berufsqualifikation und -erfahrung wesentlich
besser entscheiden, wo Mängel im Joballtag bestehen, und hegen zeitgleich kein materielles
Interesse daran, dass der Gesundheitssektor so strukturiert ist, dass er Profite abwirft. Zentral ist
allerdings beim Punkt Kontrolle, dass sie nicht einfach so herbeigeführt werden kann. Damit dies



nicht nur schöne Worte auf Papier bleiben, sondern sie Realität werden kann, bedarf es
Auseinandersetzungen innerhalb der Betriebe, bei denen sich Streik- und Aktionskomitees gründen.
Diese stellen Keimformen von Doppelmachtorganen dar, die den Weg zur ArbeiterInnenkontrolle
ebnen. Nur so kann die nötige Erfahrung gesammelt werden sowie sich das Bewusstsein entwickeln,
dass die existierende Arbeit kollektiv auf die Arbeitenden aufgeteilt werden kann.

Ebenso müssen wir dafür einstehen, dass die Patente für die Impfstoffe abgeschafft werden. Es wird
deutlich, dass das Vorenthalten nicht nur aktiv dafür sorgt, dass Menschen in Halbkolonien an dem
Coronavirus sterben, sondern auch durch die Auswirkungen auf die Wirtschaft stärker verarmen.
Ausreichend allein ist dies natürlich nicht. Die Freigabe der Patente muss mit der kostenlosen
Übergabe von Wissen und den nötigen technischen Ressourcen verbunden werden – ein kleiner
Schritt, der dafür sorgt, dass die stetige Abhängigkeit von den imperialistischen Ländern sich an
diesem Punkt nicht weiter verfestigt. Nur so kann die Grundlage geschaffen werden, etwaige
Mutationen des Virus zu verringern. Falls diese doch entstehen, erlaubt es schnelles Handeln bei
der Produktion notwendiger neuer Impfstoffe. Auch dies kann nur geschehen, wenn nicht die
Profitinteressen der imperialistischen Länder und Pharmaindustrie vorrangig bedient werden.
Deswegen müssen auch hier die Konzerne enteignet und unter ArbeiterInnenkontrolle gestellt
werden.

Doch so einfach ist es nicht …

Dies sind Forderungen, die weltweit ihre Relevanz haben und die Grundlage für eine internationale
Antikrisenbewegung legen können. Doch einfacher geschrieben als durchgesetzt. Denn wie bereits
zuvor geschrieben: Es gibt Widerstände, auch innerhalb der Klasse.

Niederlagen in den Klassenkämpfen des letzten Jahrzehntes, vor allem des Arabischen Frühlings,
aber auch von Syriza in Griechenland trugen eine tiefe, desillusionierende und demoralisierende
Auswirkung auf die Massen mit sich. Nicht die Linke, sondern die populistische Rechte präsentierte
sich in den letzten fünf Jahren immer wieder als pseudoradikale Alternative zur Herrschaft der
tradierten „Eliten“. Diese konnte sich aufgrund der Passivität der Linken innerhalb der Coronakrise
profilieren. So kann die Zunahme eines gewissen Irrationalismus‘ in Teilen des
KleinbürgerInnentums, aber auch der ArbeiterInnenklasse beobachtet werden. Rechte schaffen es,
die Bewegung für sich zu vereinnahmen und dort als stärkste Kraft aufzutreten – was Grundlage für
ihr Wachstum ist, aber auch ihre Radikalisierung mit sich bringt.

Die Dominanz von ReformistInnen und LinkspopulistInnen drückt sich in einer Führungskrise der
gesamten ArbeiterInnenklasse aus. Zwar werden Kämpfe geführt, wenn es sein muss – also wenn es
Angriffe gibt. Letztlich läuft die Politik der Gewerkschaftsbürokratien und der Sozialdemokratie –
aber schließlich auch der Linksparteien – auf eine Politik der nationalen Einheit mit dem Kapital, auf
Koalitionsregierungen und SozialpartnerInnenschaft in den Betrieben hinaus. Die Politik des
Burgfriedens sorgt dafür, dass Proteste im Zaum gehalten werden oder erst gar nicht aufkommen.
Somit besteht eine der zentralen Aufgaben von RevolutionärInnen darin, den Einfluss dieser Kräfte
auf die Masse der ArbeiterInnenklasse zu brechen.

Internationalismus

Dies geschieht jedoch nicht durch alleiniges Kundtun, dass Bürokratie & Co üble VerräterInnen sind.
Sonst wäre es schon längst im Laufe der Geschichte passiert, dass die Massen sich von diesen
Kräften abwenden und automatisch zu RevolutionärInnen werden. Deswegen bedarf es hier der
Taktik der Einheitsfront, des Aufbaus von Bündnissen der ArbeiterInnenklasse für Mobilisierungen
um konkrete Forderungen. Aufgabe ist, möglichst große Einheit der Klasse im Kampf gegen Kapital
und Staat herzustellen und im Zuge der Auseinandersetzung aufzuzeigen, dass die



Gewerkschaftsbürokratie oder reformistische Parteien sich selbst für solche Forderungen nicht
konsequent ins Zeug legen.

Entscheidend ist es also, bestehende Kämpfe und Bewegungen zusammenzuführen, die existierende
Führung dieser sowie der etablierten Organisationen der ArbeiterInnenklasse herauszufordern. Dies
kann beispielsweise dadurch geschehen, dass es eine Wiederbelebung der Sozialforen gibt – diesmal
jedoch nicht nur als Versammlungen zur unverbindlichen Diskussion, sondern zur beschlussfähigen
Koordinierung des gemeinsames Kampfes. Doch ein alleiniges Zusammenführen von ganz vielen
verschiedenen Bewegungen reicht nicht. Unterschiedliche Positionierungen, Eigeninteressen und
fehlende oder falsche Analysen können zu Stagnation und letztendlich zum Niedergang dieser
führen. Es braucht einen gemeinsamen Plan, ein gemeinsames – revolutionäres – Programm, für das
die revolutionäre Organisation eintreten muss. Eine solche müssen wir aufbauen – in Deutschland
und international.


